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Von:

Gesendet: Dienstag, 16. Juli 2024 11:39

An:

 

 

)

Betreff: WG: Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben„Jetty Westbecken – FSRU-

Liegeplatz| TöB-Beteiligung

Priorität: Hoch

Sehr geehrte ,  
 
aus Sicht des Immissionsschutzes kann keine abschließende Stellungnahme abgegeben werden, da für 
die Beurteilung der Lärm- und Lichtimmissionen relevante Unterlagen fehlen. Insbesondere sind dies im 
Inhaltsverzeichnis rot dargestellten Unterlagen: 
 
-           M8.2 00 Geräuschimmissionsprognose Betrieb FSRU 
-           M8.3 00 Lichtimmissionsprognose, Auswirkungen auf die Schifffahrt (Betrieb Jetty und FSRU) 
 
Ergänzend möchte ich darauf hinweisen, dass aufgrund der derzeit fehlenden Unterlagen im 
Zusammenhang mit den Anforderungen der AwSV, eine positive Zulassungsentscheidung nicht zu 
erwarten ist. Trotz mehrfacher Aufforderung, konnten keine für den Weiterbetrieb der FSRU am 
Gefahrgutanleger prüffähigen Unterlagen vorgelegt werden. 
 
Hinweis: 
Ihre E-Mail vom 10. Juli wurde der unteren Wasserbehörde des Kreises noch nicht übersandt. Ich habe 
daher heute den Link direkt an den Sachbearbeiter weitergeleitet.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 

 
 

Landesamt für Umwelt  
des Landes Schleswig-Holstein 
Dezernat 77 
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Von:   

Gesendet: Mittwoch, 10. Juli 2024 16:25 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betreff: Jetty Westbecken - FSRU-Liegeplatz | TöB-Beteiligung 

 

Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben „Jetty Westbecken – FSRU-Liegeplatz“ auf 

dem Gebiet der Stadt Brunsbüttel im Kreis Dithmarschen 

Mein Zeichen:  
  
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
die Elbehafen  hat für das oben genannte Vorhaben ein 
Planfeststellungsverfahren nach § 68 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) beantragt. 
Das Amt für Planfeststellung Verkehr ist die zuständige Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde.
  
Gemäß § 70 Absatz 1 WHG in Verbindung mit § 73 Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
in der Fassung vom 07.06.2013 (VwVfG) bitte ich Sie, bis spätestens  
  

29. Juli 2024 
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aus Ihrem Aufgabenbereich zu dem Plan eine Gesamtstellungnahme abzugeben und dabei alle in 
Ihrem Haus von dem Vorhaben betroffenen Bereiche und Stellen zu beteiligen.  
  
Ihre Stellungnahme wird in Kopie an die Vorhabenträgerin zur Erwiderung geleitet.  
  
Soweit die angeschriebenen außerbehördlichen Stellen als private Betroffene im Sinne der §§ 72 
ff. VwVfG anzusehen sind, wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsfrist am 29.07.2024 
endet.  
  
Ein Erörterungstermin kann durchgeführt werden, sofern die Anhörungsbehörde dies für 
erforderlich hält (§ 7 Nummer 3 LNGG). Wenn die Entscheidung getroffen wird, dass ein 
Erörterungstermin erforderlich ist, werden dort die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und 
Stellungnahmen an einem gemeinsamen Termin von Betroffenen, Trägern öffentlicher Belange 
sowie anerkannten Naturschutzvereinigungen erörtert. In dem Fall, dass ein Erörterungstermin für 
erforderlich gehalten wird, erhalten Sie zur gegebenen Zeit eine Mitteilung. 
  
Die Planunterlagen werden unter dem folgenden Link bereitgestellt und können dort 
heruntergeladen werden: https://ddatabox.dataport.de/public/download-
shares/Z8O4rtE0KNZUFkYb5t0cDrDS0oIplChb 
  
Sofern dennoch eine Übersendung in elektronischer Form (auf DVD) gewünscht ist, bitte ich Sie, 
mir dies kurzfristig mitzuteilen. 
  
Auch wenn keine Bedenken gegen die Planunterlagen bestehen sollten, bitte ich Sie, mir dies kurz 
schriftlich mitzuteilen. 
  
Hinweis:  

Dem Planfeststellungsbeschluss kommt gemäß § 75 Absatz 1 VwVfG Konzentrationswirkung zu, 
das heißt, mit dem Beschluss wird abschließend über die Zulässigkeit des Vorhabens befunden. 
Andere behördliche Entscheidungen sind nicht erforderlich. 
Insoweit sollte Ihre Stellungnahme unter anderem auch dazu dienen, aufzuzeigen, welche 
tatsächlichen und rechtlichen Fragen in Ihrem Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt 
werden. Dies kann zum Beispiel durch Darlegung der ohne Planfeststellungsbeschluss für dieses 
Vorhaben zu erteilenden behördlichen Entscheidungen und das Vorliegen der Voraussetzungen 
hierfür geschehen. 
  
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ministerium für Wirtschaft,  
Verkehr, Arbeit, Technologie  
und Tourismus  
Amt für Planfeststellung Verkehr  
Hopfenstr. 29 
24103 Kiel 
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